
Satzung des 
Heimat- und Museumsvereins Pfungstadt 1948 e. V. 

 
 

Stand: 08.03.2024 
 

§ 1 
Name, Sitz und Geschäftsjahr 

 
(1) Der Verein führt den Namen „Heimat- und Museumsverein Pfungstadt 1948 e. V.“. 

 
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Pfungstadt und ist eingetragen in das Vereinsregister 

des Amtsgerichts Darmstadt. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 
§ 2 

Zweck 
 
(1) Der Zweck des Vereins ist die Förderung der Heimatkunde, der heimatgeschichtlichen 

Forschung, die Kultur- und Denkmalpflege, die Förderung der Pflege von Kulturwerten, 
insbesondere des städtischen Museums, der Landschafts- und Naturschutz, die Stärkung 
der Infrastruktur sowie die Pflege des heimatlichen Brauchtums und der 
Völkerverständigung. 

 
(2) Die Satzungszwecke werden insbesondere verwirklicht durch Geschichts-, Heimat- und 

Naturforschung, durch Ausstellungen, Führungen, Vorträge, Exkursionen, kulturelle 
Veranstaltungen, Veröffentlichungen und durch die Gewährung von Beistand für Personen, 
Personengruppen oder Einrichtungen, die dem Vereinszweck dienen. Der Verein unterstützt 
die Stadt Pfungstadt weiterhin bei der Unterhaltung des städtischen Museums. Eine enge 
Zusammenarbeit mit anderen kulturtreibenden Vereinen und Einrichtungen ist anzustreben. 

 
(3) Der Verein ist überparteilich und überkonfessionell. 

 
§ 3 

Gemeinnützigkeit 
 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (§52, AO). 

(2) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 
(3) Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch 
Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden. 

 
§ 4 

Mitgliedschaft 
 
(1) Die Mitgliedschaft im Verein kann von natürlichen Personen erworben werden. Juristische 

Personen können dem Verein als Fördermitglieder ohne Stimm- und Antragsrecht in der 
Mitgliederversammlung beitreten. 



(2) Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Das Ergebnis der 
Entscheidung wird dem Bewerber schriftlich mitgeteilt. Gegen eine ablehnende 
Entscheidung kann der Bewerber innerhalb eines Monats nach Zugang der Entscheidung 
schriftlich Berufung zur nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung einlegen; diese 
entscheidet endgültig über die Aufnahme. 

 
(3) Vorstandsmitglieder, die sich um die Ziele des Vereins besonders verdient gemacht haben, 

können nach ihrem Ausscheiden aus dem Vorstand zu Ehrenvorstandsmitgliedern des 
Vereins ernannt werden. Personen, die sich um die Ziele des Vereins besonders verdient 
gemacht haben, können zu Ehrenmitgliedern ohne Stimm- und Antragsrecht ernannt werden. 

 
(4) Alle aktiven Mitglieder des Vereins haben Anspruch auf Ersatz ihrer angemessenen 

Auslagen. 
 
 

§ 5 
Beiträge 

 
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, jährliche Mitgliedsbeiträge zu leisten. Der Beitrag ist bis zum 

31. März eines jeden Jahres zu zahlen. Eingehende Zahlungen sind zunächst auf 
Rückstände zu verbuchen. 

(2) Über die Höhe des Beitrags der Mitglieder beschließt die Mitgliederversammlung. Der 
Vorstand kann in begründeten Fällen Beiträge ganz oder teilweise stunden oder erlassen. 
Der Jahresbeitrag für Fördermitglieder richtet sich nach dem Einzelfall und wird vom 
Vorstand festgesetzt. 

 
(3) Mitglieder, die ihrer Beitragspflicht trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit jeweils 

dreiwöchiger Fristsetzung nicht erfüllt haben, sind auf der Mitgliederversammlung nicht 
antrags- und stimmberechtigt. 

 
(4)  Für Mitgliedschaft von Ehrenvorstandsmitgliedern und Ehrenmitgliedern wird kein Beitrag 

erhoben. 
 
 

§ 6 
Beendigung der Mitgliedschaft 

 
(1) Die Mitgliedschaft endet bei natürlichen Personen durch Tod, Austritt oder Ausschluss, bei 

juristischen Person durch Auflösung, Austritt oder Ausschluss. 
 
(2) Der Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. Er kann nur zum Ende eines 

Kalenderjahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten erfolgen. 

(3) Mitglieder, die den Interessen des Vereins zuwiderhandeln, können aus dem Verein 
ausgeschlossen werden. Dies gilt insbesondere, wenn Mitglieder 
– dieser Satzung oder den Beschlüssen des Vereins trotz Abmahnung in schwerwiegender 

Weise zuwiderhandeln, 
– das Ansehen des Vereins in der Öffentlichkeit schädigen oder 
– ihre Verpflichtungen gegenüber dem Verein trotz zweimaliger schriftlicher Aufforderung 

mit jeweils dreiwöchiger Fristsetzung nicht erfüllen. 
 
(4) Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand, nachdem dem Betroffenen die Möglichkeit 

zur Anhörung gegeben worden ist. Gegen die Entscheidung über den Ausschluss kann der 
Betroffene innerhalb einer Frist von einem Monat nach Zugang der Entscheidung Berufung 



zur nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung einlegen. Die Berufung hat keine 
aufschiebende Wirkung. 

 
(5) Bei Beendigung der Mitgliedschaft sind alle Unterlagen und Gegenstände des Vereins, die 

sich im Besitz des betreffenden befinden, unverzüglich an den Vorstand oder einem von ihm 
beauftragten Dritten herauszugeben. 

(6) Mit Austritt, Verzicht oder Ausschluss enden die vom Verein verliehenen Ehrungen. 
 
(7) Mitglieder, die ihre Mitgliedsbeiträge zwei Jahre nicht gezahlt haben und trotz der in § 5, Abs. 

3 beschriebenen schriftlichen Mahnungen nicht reagieren, können durch den Vorstand aus 

dem Verein ausgeschlossen werden. Die Mitgliedschaft wird in diesen Fällen gekündigt. 

 

 
§ 7 

Organe 

 
(1) Die Organe des Vereins sind 

– die Mitgliederversammlung, 
– der Vorstand. 

 
(2) Von den Beschlüssen der Organe ist innerhalb von zwei Monaten eine Niederschrift zu 

fertigen, die von zwei Teilnehmerinnen/Teilnehmern, darunter der Leiterin/dem Leiter der 
jeweiligen Sitzung, zu unterzeichnen ist. Die Protokolle der Mitgliederversammlung werden 
den Mitgliedern auf Verlangen zugesandt. Protokolle gelten als genehmigt, wenn nicht 
innerhalb von drei Monaten nach der Mitgliederversammlung schriftliche Korrekturen 
beantragt wurden. 

 
§ 8 

Mitgliederversammlung 
 
(1) Der Mitgliederversammlung obliegt insbesondere 

– die Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie deren Entlastung, 
– die Wahl von zwei Kassenprüferinnen/Kassenprüfern, von denen keiner dem Vorstand 

angehören darf. Die Wahl erfolgt entsprechend der Wahlperiode des Vorstands, 
– die Entgegennahme des Jahresberichts, 
– die Entgegennahme des Kassenprüfungsberichts, 
– die Beschlussfassung über den Haushalt, 
– die Beschlussfassung über die Höhe des Jahresbeitrages, 
– die Beschlussfassung über Satzungsänderungen und über die Auflösung des Vereins, 
– die Beschlussfassung über Anträge stimmberechtigte Mitglieder, 
– die Beschlussfassung über die Berufung gegen die Ablehnung des Aufnahmeantrages 

sowie über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstandes, 
– die Ernennung von Ehrenvorstandsmitgliedern und Ehrenmitgliedern, 
– die Bestellung der Abschlussprüferinnen/Abschlussprüfer 

(2) Eine ordentliche Mitgliederversammlung findet jährlich mindestens einmal statt. Sie wird vom 
Vorstand unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen schriftlich unter Angabe der 
Tagesordnung einberufen. Anträge müssen zwei Wochen vor Versammlungsbeginn 
schriftlich dem Vorstand vorliegen. Über später eingegangene Dringlichkeitsanträge 
entscheidet die Mitgliederversammlung; die Aufnahme eines Dringlichkeitsantrages auf die 
Tagesordnung bedarf einer Mehrheit von 2/3 der abgegebenen gültigen Stimmen. 



(3) Ein stimmberechtigtes Mitglied darf bei Beschlüssen, die ihm selbst oder einem seiner 
Angehörigen oder einem von ihm kraft Gesetzes oder kraft Vollmacht vertretenen Dritten 
einen unmittelbaren Vor- oder Nachteil bringen können, weder beratend noch entscheidend 
mitwirken. 

(4) Die Mitgliederversammlung entscheidet mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, soweit nicht das Gesetz oder diese Satzung eine qualifizierte Mehrheit erfordern. 
Für Satzungsänderungen ist eine Mehrheit von 2/3 der abgegebenen gültigen Stimmen 
erforderlich. Anträge auf Satzungsänderung müssen den Wortlaut der beabsichtigten 
Änderung enthalten. 

 
(5) Wahlen sind geheim durchzuführen, sofern dies auf Antrag bei Mitgliederversammlungen 

nicht anders beschlossen wird. Der Vorstand wird in der nach § 9 Abs. 1 genannten 
Reihenfolge in getrennten Wahlgängen gewählt. Es gilt diejenige/derjenige von mehreren 
Kandidatinnen/Kandidaten als gewählt, die/der die einfache Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen erhalten hat. 

(6) Abstimmungen erfolgen durch Handzeichen, wenn nicht ein Zehntel der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder eine geheime Abstimmung beantragt. 

 
(7) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn das 

Interesse des Vereins dies erfordert oder wenn die Einberufung von mindestens einem 
Zehntel der Mitglieder schriftlich unter Angabe von Gründen beim Vorstand beantragt wird. 
Die Einladungsfrist für eine außerordentliche Mitgliederversammlung beträgt zwei Wochen; 
im Übrigen gelten Abs. 2 - 6 entsprechend. 

(8) Die Mitgliederversammlung wird von der/dem Vorsitzenden und einer/einem ihrer/seiner 
Stellvertreterinnen/Stellvertreter (alternativ ein Mitglied des Vorstandes) geleitet, sofern nicht 
von der Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit eine/einen andere/anderen 
Versammlungsleiterin/Versammlungsleiter gewählt wird. 

 
§ 9 

Vorstand 
 
(1) Der geschäftsführende Vorstand besteht aus 

- dem/der Vorsitzenden 
- dem/der stellvertretenden Vorsitzenden 
- dem Schriftführer / der Schriftführerin 
 
Der geschäftsführende Vorstand wird ergänzt durch: 
- den Rechner / die Rechnerin 
- mindestens zwei Beisitzer / Beisitzerinnen. 

 
(2) Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die/der Vorsitzende, die/der stellvertretende 

Vorsitzende sowie die Rechnerin/der Rechner. Vertretungsberechtigten jeweils zwei von 
ihnen gemeinsam, wobei eine/einer die/der Vorsitzende sein soll. Der Vorstand kann 
Ausschüsse bilden. 

(3) Die Wahl des Vorstandes erfolgt durch die Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei 
Kalenderjahren. Die Wiederwahl ist zulässig. Die Vorstandsmitglieder bleiben bis zur 
Durchführung einer Neuwahl im Amt. Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(4) Die Mitglieder des Vorstandes üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus; sie haben jedoch 
Anspruch auf Ersatz ihrer angemessenen Auslagen. Die Vereinbarung von Vergütung für 
gegenüber dem Verein außerhalb des Vorstandsamtes zu erbringenden Leistungen der 
Mitglieder des Vorstandes ist nicht zulässig. Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer des Vereins 
können nicht Mitglieder des Vorstands sein. 



(5) Der Vorstand entscheidet mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Der 
Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Vorstandsmitglieder anwesend ist. 
Eine Beschlussfassung im schriftlichen oder elektronischen Verfahren ist zulässig, wenn 
mindestens 2/3 der Mitglieder des Vorstandes diesem Verfahren zugestimmt haben; in 
diesem Fall entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen. 

 
(6) Ein Mitglied des Vorstandes darf bei Beschlüssen, die ihm selbst oder einem seiner 

Angehörigen oder einem von ihm kraft Gesetzes oder kraft Vollmacht vertretenen Dritten 
einen unmittelbaren Vor- oder Nachteil bringen können, weder beratend noch entscheidend 
mitwirken. 

 
(7) Die Führung der laufenden Geschäfte kann an eine Geschäftsführung übertragen werden. 

Sie nimmt an den Vorstandssitzungen mit beratender Stimme teil. Ihre Befugnisse sind durch 
eine vom Vorstand zu verfassenden Dienstanweisung festzulegen. 

 
 

§ 10 
Kassenführung und Kassenprüfung 

 
(1) Die Rechnerin/der Rechner führt die Kassengeschäfte im Rahmen der gefassten 

Beschlüsse; sie/er ist verantwortlich für die Leitung des Kassenwesens. 

(2) Alljährlich hat die Rechnerin/der Rechner bis zum 31. März dem Vorstand die 
Rechnungsabschlüsse des letzten Geschäftsjahres vorzulegen. 

(3) Nach Abschluss eines jeden Geschäftsjahres ist die Kasse von zwei 
Kassenprüferinnen/Kassenprüfer zu prüfen. Sie haben der Mitgliederversammlung über das 
Ergebnis der Kassenprüfung einen schriftlichen Bericht zu erstatten. Übersteigen die 
Ausgaben des Vereins im vorangegangenen Geschäftsjahr ein Betrag von 500.000,- Euro 
oder wurden im Laufe des vorangehenden Geschäftsjahrs mehr als zehn hauptamtliche 
Vollzeit-Mitarbeiter oder eine diesem zeitlichen Umfang entsprechende Anzahl von Teilzeit- 
Mitarbeiter beschäftigt, so hat zusätzlich zur Kassenprüfung die Prüfung des 
Jahresabschlusses durch eine Wirtschaftsprüferin/einen Wirtschaftsprüfer zu erfolgen. 

 
(4) Der Bericht der Kassenprüferinnen/Kassenprüfer und der Wirtschaftsprüferin/des 

Wirtschaftsprüfers ist spätestens zum 30. Mai eines jeden Jahres an den Vorstand zu 
übersenden. 

 
 

§ 11 
Datenschutz im Verein 

(1) Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der Vorgaben 
der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der 
Mitglieder im Verein verarbeitet. 

(2) Mit dem Beitritt eines Mitglieds nimmt der Verein folgende personenbezogene Daten auf: 
– Name 
– Adresse 
– Geburtsdatum 
– Bankverbindung 
– Telefonnummer 

– E-Mail-Adresse 



Diese Informationen werden in dem vereinseigenen EDV-System gespeichert. Jedem 
Vereinsmitglied wird dabei eine Mitgliedsnummer zugeordnet. Die personenbezogenen 
Daten werden dabei durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen vor der 
Kenntnisnahme Dritter geschützt. Nach Art. 6 Abs. 1 lit. b) DSGVO ist die Verarbeitung 
personenbezogener Daten rechtmäßig, wenn diese für die Erfüllung eines 
Vertragsverhältnisses – hier: Mitgliedschaft im Verein – erforderlich sind. 

 
(3) Bei Austritt aus dem Verein werden die personenbezogenen Daten des Mitglieds aus der 

Mitglieder-Datenverwaltung gelöscht. Personenbezogene Daten, die die Kassenverwaltung 
betreffen, werden gemäß der steuergesetzlichen Bestimmung bis zu zehn Jahren ab der 
schriftlichen Bestätigung des Austritts durch den Vorstand aufbewahrt. Sie werden gesperrt. 

 
(4) Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebene Voraussetzungen vorliegen, hat jedes 

Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: 
– Das Recht auf Auskunft nach Art. 15 DSGVO, 
– das Recht auf Berichtigung nach Art. 16 DSGVO, 
– das Recht auf Löschung nach Art. 17 DSGVO, 
– das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO, 
– das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Art. 20 DSGVO, 

– das Widerspruchsrecht nach Art. 21 DSGVO. 

(5) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es 
untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem zur jeweiligen 
Aufgabenerfüllung gehörende Zwecke zu verarbeiten, bekanntzugeben, Dritten zugänglich 
zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben 
genannten Person aus dem Verein hinaus. 

 
(6) Zur Wahrung der Aufgaben und Pflichten nach der DSGVO und dem BDSG bestellt der 

geschäftsführende Vorstand einen Datenschutzbeauftragten 

 
§ 12 (neu) 

Vergütung für Vereinstätigkeit 
 
(1)        Die Vereinsämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. 
 
(2)        Der Vorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse        

beschließen, dass Vereinsämter entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder      
gegen Zahlung einer pauschalisierten Aufwandsentschädigung ausgeübt werden. 
Für die Entscheidung über Vertragsbeginn, Vertragsinhalte und Vertragsende ist der    
Vorstand gem. §26 BGB zuständig. 

 
(3)       Der Vorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse  

Aufträge über Tätigkeiten für den Verein gegen eine angemessene Vergütung oder  
Honorierung an Dritte vergeben. 

 
(4)       Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen     

Aufwendungsersatzanspruch nach §670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die 
Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrtkosten, 
Reisekosten, Porto, Telefon und Kopier- und Druckkosten. Die Mitglieder und Mitarbeiter 
haben das Gebot der Sparsamkeit zu beachten. Der Vorstand kann durch Beschluss im 
Rahmen der steuerrechtlichen Möglichkeiten Aufwandspauschalen festzusetzen. 
 

(5)       Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von drei Monaten nach  
seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die  
Aufwendung mit prüffähigen Belegen und Aufstellungen nachgewiesen werden. 

 
 



§ 13 (neu) 
Haftung 

 
Der Verein haftet nur mit dem Vereinsvermögen. 

 
 

§ 14 (neu) 
Auflösung des Vereins, Vermögensanfall 

 
(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 

3/4 der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 
 
(2) Die Mitglieder des Vorstandes sind die Liquidatoren, wenn nicht die Mitgliederversammlung 

einen oder mehrere andere Liquidatoren bestimmen. 
 
(3) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt 

das Vermögen des Vereins einer durch die auflösende Mitgliederversammlung zu 
bestimmenden wohltätigen Zweck oder wohltätigem Verein in Pfungstadt zu. 


